
Die Klägerin beantragt, den Beklagten zur Zahlung von 
210,97 DM zu verurteilen, da. dieser bisher die Zahlung dieser 
Nachiorderung verweigere.

Der Beklagte beantragt KLagabweisung. Er wendet ein, daß 
die von der Klägerin angegebene Feuchtigkeitsmessung des 
Getreides nicht erfolgt sei, sondern die angegebene Unter­
feuchtigkeit offensichtlich willkürlich festgelegt worden sei. 
Weiterhin erklärt er, daß die Klägerin bei der ersten Rech­
nung hätte mitteilen müssen, daß es sich nur um eine vor­
läufige handele und eine Endberechnung erfolgen werde. Da 
dies nicht geschehen sei, hätte der Beklagte die Verarbeitung 
des Roggens vorgenommen. Dieser Roggen wurde als Mehl 
weiterveräußert, ohne daß er bei seiner Preiskalkulation die 
Nachforderung der Klägerin berücksichtigen konnte.

Die Klägerin muß zugeben, daß diese Nachberechnung erst­
malig vorgenommen wurde. Sie stelle einen Zuschlag dar, der 
sich aus einer Unterfeuchtigkeit des Getreides gegenüber der 
Basiskondition (14 Prozent) ergibt und der erstmalig auf Grund 
der Anweisung des Ministeriums für Lebensmittelindustrie 
vom 30. Dezember 1953 (ZB1. 1954 S. 7) erhoben würde.

Die Klägerin erklärt weiter, daß durch ein Versäumnis 
ihrerseits diese Berechnung nicht bereits in den ersten Rech­
nungen berücksichtigt wurde, jedoch sei schon immer ein Abzug 
bei Überfeuchtigkeit erfolgt, so daß der Beklagte, der die 
Anordnung vom 30. Dezember 1953 hätte kennen müssen, sei­
nerseits wider Treu und Glauben verstoßen habe, indem er 
keine Korrektur der Rechnung beantragt habe.

Aus den G r ü n d e n :
Das entscheidende Problem in diesem Rechtsstreit ist 

die Frage: Inwieweit konnte die Klägerin gegen den 
Beklagten eine weitere Rechnung mit den sich daraus 
ergebenden Rechtsfolgen geltend machen, ohne daß sie 
bei der ersten Rechnung angekündigt hat, daß dies 
noch keine endgültige Berechnung sei? Zur Lösung 
dieser Frage bedurfte es keiner Beweisaufnahme. Nur 
für den Fall, daß das Gericht den Anspruch der Kläge­
rin für rechtmäßig hielt, war über die weitere Frage 
Beweis zu erheben, inwieweit die Klägerin die Feuch­
tigkeitsmessung pflichtgemäß durchgeführt hat.

Das Gericht hat die Klage abgewiesen, da die Nach­
berechnung von seiten der Klägerin eine nachträgliche 
Abänderung der Vertragsgrundlage darstellt, die nur 
einseitig gegen den Willen des Beklagten erfolgte, und 
zwar zu einem Zeitpunkt, als dieser das gekaufte Ge­
treide bereits vermahlen und verwertet hatte, ohne 
daß ihm die Möglichkeit gegeben war, seine Preise 
entsprechend zu kalkulieren.

Gern. § 242 BGB ist der Schuldner verpflichtet, die 
Leistungen so zu bewirken, wie dies Treu und Glauben 
mit Rücksicht auf die Verkehrssitte erfordern. Es 
widerspricht den bei Handelsgeschäften üblichen Ge­
pflogenheiten, daß ein Schuldner, nachdem ihm Rech­
nung erteilt wurde und eine Bezahlung erfolgte, damit 
rechnen muß, daß von seiten des Gläubigers Nach­
forderungen geltend gemacht werden. Dieser Schutz 
des Schuldners dient nicht der Unterstützung böswilli­
ger Schuldner, sondern ist eine Voraussetzung, um für 
die innerhalb von Handelsbeziehungen entstandenen 
Rechtsgeschäfte Rechtssicherheit zu gewährleisten. 
Wenn dies nicht so wäre, würde es einer möglichen 
Willkür des Gläubigers Tür und Tor öffnen, was in 
grobem Widerspruch zu unseren demokratischen 
Rechtsprinzipien stände.

Die Klägerin muß die Fahrlässigkeit ihrer Angestell­
ten, die eine rechtzeitige, richtige Preisberechnung bei 
der Übersendung der Rechnung im April 1954 ver­
säumten, selbst vertreten.

A n m e r k u n g :
Die vorstehende Entscheidung gibt abermals Anlaß, 

zur Anwendung des § 242 BGB Stellung zu nehmen. 
Sowohl in Entscheidungen des Obersten Gerichts als 
auch in der „Neuen Justiz“ wurde schon mehrfach dar­
auf hingewiesen, daß allein auf die Generalklausel des 
§ 242 BGB gestützte Entscheidungen die Ausnahme 
bleiben müssen, weil andernfalls die demokratische 
Gesetzlichkeit verletzt und der Willkür Tür und Tor 
geöffnet würde (vgl. NJ 1951 S. 141, 264, 501).

Die dort gegebenen Hinweise hat das Kreisgericht 
nicht beachtet. Es stützt seine Entscheidung allein auf 
den Grundsatz von Treu und Glauben, ohne vorher 
geprüft zu haben, ob nicht mit H i l f e  anderer Rechts­
normen entschieden werden muß. Eine solche Prüfung 
ist in jedem Falle erforderlich, und nur, wenn spezielle 
Normen nicht bestehen oder das gefundene Ergebnis 
Treu und Glauben gröblich widerspricht, kann die Ent­
scheidung auf eine Generalklausel gestützt werden.

Das Kreisgericht geht davon aus, daß die Nachberech­
nung durch die Klägerin ein unzulässige Vertrags­
änderung darstelle. Von einer Vertragsänderung kann 
jedoch keine Rede sein, denn zur Änderung des Ver­
tragsinhaltes bedarf es einer Vereinbarung zwischen 
den Parteien, soweit das Gesetz nichts anderes vor­
schreibt (§ 305 BGB). Da die Klägerin die Nachberech­
nung einseitig vorgenommen hat, liegt keine Vertrags­
änderung vor. Die sich nach der Konzeption des Kreis­
gerichts daraus ergebende Schlußfolgerung müßte sein, 
daß der Vertrag hinsichtlich des von der Klägerin 
bereits gelieferten Getreides vom Verklagten erfüllt 
und damit das Schuldverhältnis insoweit erloschen ist 
(§ 362 BGB). Die Klage wäre dann als unbegründet 
abzuweisen. Die Anwendung der Generalklausel wäre 
folglich nicht notwendig gewesen.

Bei genauer Betrachtung des Falles zeigt sich jedoch, 
daß die Klägerin durch Nachberechnung den Vertrags­
inhalt überhaupt nicht geändert hat. Die vom Gericht 
angenommene Vertragsänderung könnte sich nur auf 
die Preisvereinbarung beziehen. Daran hat sich aber 
durch die Nachberechnung nichts geändert. Worauf es 
hier ankommt, ist vielmehr die Ermittlung des Anrech­
nungsgewichts, das sich bei Über- oder Unterfeuchtig- 
keit des Getreides vom tatsächlichen Gewicht unter­
scheidet; denn der Preis geht von der Basiskondition 
aus (14 Prozent Feuchtigkeit). Hat die Klägerin Getreide 
mit Unterfeuchtigkeit geliefert, so waren die festgestell­
ten Unterfeuchtigkeitswerte mengenmäßig bis zur 
Basiskondition aufzurechnen (ursprünglich erfolgte 
eine Verrechnung nur bei Uberfeuchtigkeit). Das auf 
diese Weise ermittelte Anrechnungsgewicht war dann 
der Verrechnung mit der Klägerin als Lieferer zugrunde 
zu legen (§ 1 der Anweisung vom 30. Dezember 1953, 
ZBl. 1954 S. 7). Entscheidend ist dabei die am Empfangs­
ort nachzuweisende Qualität des Getreides (§ 3 Abs. 2 
der Anweisung vom 5. Januar 1952, GBl. S. 20). Daraus 
folgt, daß bei jeder Abweichung der Qualität von der 
Basiskondition eine entsprechende mengenmäßige Ver­
rechnung zu erfolgen hat, die im Vertrag für den Ein­
zelfall überhaupt nicht vereinbart werden kann, da 
nicht vorher feststeht, wann und in welchem Umfange 
Qualitätsunterschiede auftreten. Mithin konnte die 
Verrechnung nur von Fall zu Fall auf der Grundlage 
der am Empfangsort festgestellten Qualität und in 
Übereinstimmung mit den Preisbestimmungen erfolgen, 
durch die evtl. Abweichungen von der Basiskondition 
über das Anrechnungsgewicht ausgeglichen werden. 
Durch die von der Klägerin vorgenommene Nach­
berechnung auf der Grundlage des Anrechnungs­
gewichts — und um etwas anderes handelt es sich nach 
der Behauptung der Klägerin nicht — ändert sich also 
an der Preisvereinbarung nichts. Folglich stand der 
Klägerin — die Richtigkeit ihrer Behauptung unter­
stellt — die Forderung zu.

Unrichtig ist schließlich auch die Feststellung des 
Gerichts, daß der Verklagte keine Möglichkeit gehabt 
habe, seine Preise entsprechend zu kalkulieren. Denn 
die Mühlen waren unabhängig von der Qualitäts­
prüfung des Lieferers verpflichtet, selbst die Qualität 
des Getreides zu prüfen und ordnungsgemäß über alle 
Einzelheiten vom Erwerb des Getreides bis zum Ver­
kauf der fertigen Mahlerzeugnisse Bücher zu führen 
(§§ 3, 13 der Anweisung vom 5. Januar 1952). Das über 
die Qualitätsprüfung ermittelte Anrechnungsgewicht 
ist außerdem gleichzeitig die Grundlage für die Berech­
nung des Getreideverbrauches bei der Herstellung von 
Mahlerzeugnissen (§ 8 ebenda). Bei Beachtung dieser 
gesetzlichen Vorschriften hätte der Verklagte einer­
seits keinen Schaden durch unrichtige Kalkulation 
erleiden können und andererseits die Unrichtigkeit der 
ihm erteilten Rechnungen erkennen müssen.

Aus diesen Darlegungen geht hervor, daß die vom 
Gericht angeführten Gründe für eine Klagabweisung 
nicht durchschlagen.

Die Begründung des Urteils mit dem Grundsatz von 
Treu und Glauben kann ebenfalls nicht gebilligt wer­
den, da die Entscheidung auch unter dem Gesichts­
punkt der Verwirkung nicht gehalten werden kann.

Bei der Verwirkung handelt es sich um ein Rechts­
institut, das aus § 242 BGB abgeleitet und vom Ober­
sten Gericht mehrfach in seinen Entscheidungen ange-
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